
 

Einwendungen aus der Bürgerschaft 

P1: Stellungnahme vom 25.06.2026 
 

 
 

 
 



 

 

 
  



 

 
 

 



 

 
 

 



 

 
  



 

P2: Stellungnahme vom 29.06.2026 
 

 
 

 
 



 

 
 

 
  



 

P3: Stellungnahme vom 15.01.2025 
 
Hallo, 
es müssen folgende Punkte beachtet werden: 

� Die 2 Gebäude mit je 8 Einheiten passen nicht ins Bild zu Oesdorf, sie sind zu groß Vor-
schlag -> kleinere Gebäude mit je 4 Einheiten  

� Versorgung Wasser für FFW prüfen und ggf. mit aufnehmen lassen 

� Löschteich muss sichergestellt werden das dieser gut ausgebaut wird und gestützt wird 
denn ein leerer Teich nutzt der Feuerwehr nichts 

� Für die "Zerstörung" der Wiese/Natur müssen anderweitige Flächen geschaffen werden. 
Evtl lässt sich etwas direkt ins Baugebiet einbetten (z.B. anstatt ein Grundstück mit Haus 
etwas für die Natur, ein paar Bäume mit Bank und Tisch.) 

� Ein Gehsteig sollte bis ganz oben zum Baugebiet gehen um die Sicherheit der Bürger zu 
gewährleisten  

  



 

P4: Stellungnahme vom 29.06.2026 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
im Rahmen der öffentlichen Beteiligung nehmen wir zum Entwurf des Bebauungsplans „Berg-
feld“ im Ortsteil Oesdorf wie folgt Stellung. 
Wir erkennen an, dass in Heroldsbach weiterhin Bedarf an Wohnraum bestehen kann. Gleich-
zeitig ist aus unserer Sicht zu berücksichtigen, dass neue Baugebiete im Außenbereich immer 
mit zusätzlicher  Inanspruchnahme von Flächen, Versiegelung und Eingriffen in Natur, Land-
schaft und Wasserhaushalt verbunden sind. 
Vor dem Hintergrund des Grundsatzes „Innenentwicklung vor Außenentwicklung“ sollte daher 
nachvollziehbar dargelegt werden, welche Potenziale für Innenentwicklung und Nachverdich-
tung (Baulücken, Leerstände, usw.)  geprüft wurden und warum diese den angenommenen Be-
darf nicht decken können. (Siehe auch: LEP Bayern – Anlage, Ziel 3.2) https://www.gesetze-bay-
ern.de/Content/Document/BayLEP-ANL_1  
Wir stellen das Baugebiet nicht grundsätzlich in Frage. Wir halten es aber für erforderlich, dass 
die Planung besonders flächensparend und gemeinwohlorientiert ausgestaltet wird und Her-
ausforderungen eines sich wandelnden Klimas gerecht wird. Wenn neue Fläche in Anspruch 
genommen wird, sollte daraus ein qualitativ hochwertiges und zukunftsfähiges Quartier entste-
hen. 
 
1. Oesdorfer Keller und Kellerwald erhalten 
Der Bereich des ehemaligen Oesdorfer Kellers mit seinem Altbaumbestand ist aus unserer Sicht 
eine ortsprägende Struktur und sollte nicht nur als Randbereich betrachtet werden. Er bietet die 
Chance, Geschichte, Natur, Beschattung, Aufenthaltsqualität und Begegnung miteinander zu 
verbinden. 
Wir bitten daher zu prüfen, ob der Bereich gegenüber des Kellerwalds und den Oesdorfer Keller 
stärker als öffentliche Grün- und Begegnungsfläche gesichert und entwickelt werden kann. Bau-
grenzen und Nutzungen sollten so festgelegt werden, dass ausreichend Abstand zu Wurzelbe-
reichen, Kronenbereichen und möglichen Baumfallbereichen bleibt. Andernfalls besteht die Ge-
fahr, dass durch spätere Bau-, Nutzungs- und Verkehrssicherungsanforderungen langfristig 
Druck auf den Altbaumbestand entsteht. 
 
2. Naherholung, Hitzeschutz und Aufenthaltsqualität 
Der Anteil tatsächlich nutzbarer öffentlicher Grün- und Aufenthaltsflächen ist zu gering. Das Re-
genrückhaltebecken erfüllt in erster Linie eine wasserwirtschaftliche Funktion und kann aus un-
serer Sicht keine Quartiersgrünfläche ersetzen. 
Wir bitten daher zu prüfen, ob zusätzliche öffentliche Grün- und Begegnungsflächen geschaffen 
werden können. Gerade vor dem Hintergrund zunehmender sommerlicher Hitze sollten Bäume, 
Verschattung, Verdunstungsflächen, helle Oberflächen und klimaangepasste Freiräume ver-
bindlich eingeplant werden. 
Auch die Dachbegrünung sollte nachgeschärft werden. Wenn Dachbegrünung als Maßnahme 
für Klima, Wasserhaushalt und Eingriffsminderung herangezogen wird, dann sollte sie nicht nur 
bei Flachdächern greifen. Auch geeignete flach geneigte Dächer und Pultdächer sollten einbezo-
gen werden. Des weiteren sollte nachvollziehbar dargelegt werden, in welchem Umfang die 
Maßnahme tatsächlich als eingriffsmindernd wirksam wird. 
 
3. Oberflächenwasser nach dem Vorbild der Schwammstadt 
Die vorgesehene Pflicht für Zisternen wird begrüßt. Aus unserer Sicht reicht sie jedoch allein 
nicht aus, da nicht gesichert ist, dass deren Eigentümer das aufgefangene Wasser verwenden. 
Die rückhaltende Funktion kann durch diese Maßnahme also nicht sicher gestellt werden. Daher 
sind wir der Meinung, dass verbindlich geregelt werden sollte, wie mit dem neu anfallenden 
Oberflächenwasser umzugehen ist. 
Wir bitten daher, ein zusammenhängendes Regenwasserkonzept in die Planung aufzunehmen. 
Die Überläufe der Zisternen sollten nicht ungeregelt in den Kanal abgeleitet werden, sondern — 
soweit die Bodeneignung dies zulässt — über Mulden, Rigolen, Mulden-Rigolen-Systeme oder 
vergleichbare Lösungen versickert bzw. gedrosselt zurückgehalten werden. Ziel sollte ein was-
sersensibles Quartier nach dem Prinzip der Schwammstadt sein. (Siehe LfU 2023 - Schwamm-
siedlungen) 



 

https://www.bayika.de/bayika-wAssets/docs/aktuelles/2023/Forum-Stadtpla-
nung2023_Schwammstadt_Dr.-Rimboeck.pdf 
 
4. Biodiversität und Wirksamkeit der Grünmaßnahmen 
Die vorgesehenen Pflanzgebote, Vorgaben zu naturnahen Gärten, Dachbegrünung und Aus-
gleichsmaßnahmen sind grundsätzlich positiv. Entscheidend ist jedoch, dass diese Maßnahmen 
nicht nur auf dem Papier stehen, sondern dauerhaft wirksam werden. 
Die Nachpflanzpflicht für Dachbegrünung sowie Bäume und Sträucher wird begrüßt. Ergänzend 
sollte geregelt werden, wie Herstellung, dauerhafte Pflege und notwendige Ersatzpflanzungen 
überprüft werden, z. B. durch einen Freiflächengestaltungsplan, die Abnahme der Außenanla-
gen und klare Fristen für Ersatzpflanzungen. Dies betrifft insbesondere die Herstellung der pri-
vaten Freiflächen, die Verwendung heimischer Pflanzen, den Ausschluss großflächiger Schot-
ter- und Kiesflächen, die dauerhafte Erhaltung von Bäumen und Sträuchern sowie die Kontrolle 
von Ersatzpflanzungen. 
Zudem sollten Einfriedungen durchlässig für Kleintiere ausgeführt werden. Igel und andere ge-
fährdete Wildtiere dürfen durch Zäune, Mauern oder Sockel nicht unnötig isoliert werden. Ge-
eignet wären beispielsweise eine ausreichende Bodenfreiheit oder regelmäßig angeordnete 
Durchlässe. 
(Deutsche Wildtierstiftung - Igel frei) 
https://www.deutschewildtierstiftung.de/naturschutz/igel-bahn-frei-fur-stacheltrager 
Ausgleichs- und CEF-Maßnahmen sollten vor Satzungsbeschluss vollständig konkretisiert, dau-
erhaft gesichert und hinsichtlich ihrer Wirksamkeit überprüfbar sein. 
 
5. Mobilität, Wegebeziehungen und Zukunftsfähigkeit 
Das Baugebiet sollte nicht nur für den motorisierten Verkehr erschlossen werden, sondern 
kurze, sichere und alltagstaugliche Wege für Fuß- und Radverkehr bieten. Das altbekannte 
„Gässla“, also kurze Fußwege, die sichere Abkürzungen ermöglichen und nicht entlang befah-
rener Straßen geführt werden, könnte auch hier eine gute Möglichkeit zur Verbindung in die 
Ortsmitte sein. 
Wir bitten daher zu prüfen, ob dieses ortstypische Prinzip im Baugebiet aufgenommen werden 
kann. Auch Abstellmöglichkeiten für Fahrräder, sichere Querungen und eine barrierearme An-
bindung an die Bushaltestellen sollten stärker berücksichtigt werden. 
Sogenannte „Mitfahrbänke“, wie aus Hausen bekannt, sind eine kostengünstige Möglichkeit, 
um nachhaltige Mobilität zu unterstützen. 
 
6. Kommunale Wärmeplanung 
Darüber hinaus sollte das Baugebiet für eine klimafreundliche Wärme- und Energieversorgung 
vorbereitet werden. Nahwärme, PV-Gründach-Kombinationen sowie geeignete Leitungs- und 
Technikflächen sollten bereits heute mitgedacht werden. 
 
Zusammenfassung 
Wir bitten die Gemeinde Heroldsbach, die genannten Punkte in die Abwägung einzustellen und 
den Bebauungsplan entsprechend zu überarbeiten. Ziel sollte ein Baugebiet sein, das Wohn-
raum schafft, dabei aber sparsamer mit Fläche umgeht, besser auf Starkregen und Hitze vorbe-
reitet ist, Artenvielfalt stärkt, vorhandene ortsprägende Strukturen erhält und gute Bedingungen 
für Fuß- und Radverkehr schafft. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
GRÜNE Ortsverband Hausen-Heroldsbach 
  



 

P5: Stellungnahme vom 26.06.2026 
 
Sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderates, 
mein Name ist *********** und ich bin Eigentümerin des Hauses Heroldsbacher Str. **. 
Bei der Planung ist mir einiges aufgefallen, was ich so nicht akzeptieren kann. 

� Die Wohnblöcke entlang der Heroldsbacher Str. müssen mehrere Meter Höhenunter-
schied überwinden, was ein sehr hohes Gebäude zur Folge hat. Dies passt in keiner 
Weise zum Landschaftsbild und führt, was ja nicht erfolgen darf (Beschreibung Bauleit-
planung, Begründung 5.2) zu extremen Aufschüttungen. 

� Die Quellaustritte sind im Bebauungsplan nicht gekennzeichnet, so dass Käufer über 
den Sachverhalt, der durchaus extreme Mehrkosten verursachen kann, nicht informiert 
sind. 

� Das versetzten der Feuchtfläche/Pflanzen  (Zusammenfassung Umweltbericht, Planzen) 
d. h. die feuchten Staudenfluren in das mit Sichereit betonierte Regenrückhaltebe-
cken,ist kein Ausgleich oder gar "Ersatzlebensraum", Die Feuchtflächen stehen  laut  
§30BNatSchG unter gesetzlichen Schutz (Begründung 5.2) 

� Der Abstand zum Kellerwald wurde bei der Planung nicht berücksichtig. 

� Trotz der dichten Bebauung und der zukünfitigen Bewohner, mehr als 150 , ist keinerlei 
Grünfläche vorhanden, kein Spielplatz, keine Sitzgelegenheit. 

� Am Hang erfolgt durch die enge Bebauung eine extreme Versiegelung, was sicher zu 
einem Problem für unterliegende Häuser werden kann - Wasser - Erdrutsch  

� Beim Bebauungsplan sind die Höhenlinien nur außen angedeutet, statt sie über das ge-
samte Gebiet zu ziehen, auch das ist für zukünftige Käufer von Interesse. Ich hoffe sie 
nehmen die Kritikpunkte in ihrer Entscheidung mit auf, denn ein "kleines Dorf " so ein-
fach mal an einen Hang zu setzten ist nach meiner Meinung an sich verantwortungslos. 
Der Hang verträgt ein kleines Baugebiet, d. h. mit wesentlich weniger Häusern und evtl. 
mit kleinerem Ausmaß, denn natürlich sind große Grundstücke heutzutage keine Op-
tion. Flächensparen ist angesagt. 
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